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B e s c h l u s s e m p f e h l u n g

des Innen- und Kommunalausschusses

zu dem Gesetzentwurf der Fraktion der CDU
- Drucksache 7/2792 -

Gesetz zur Änderung des Polizeiaufgabengesetzes - Of-
fener Einsatz mobiler Bildaufnahme- und Tonaufzeich-
nungsgeräte

Berichterstatter: Abgeordneter Bergner

Beratungen:

Durch Beschluss des Landtags in seiner 38. Sitzung vom 11. März 
2021 wurde der Gesetzentwurf an den Innen- und Kommunalausschuss 
überwiesen.

Der Innen- und Kommunalausschuss hat den Gesetzentwurf in seiner 
17. Sitzung am 15. April 2021, seiner 20. Sitzung am 24. Juni 2021, sei-
ner 22. Sitzung am 15. Juli 2021, seiner 23. Sitzung am 16. September 
2021, seiner 24. Sitzung am 14. Oktober 2021, seiner 29. Sitzung am 
27. Januar 2022, seiner 30. Sitzung am 10. März 2022, seiner 33. Sitzung 
am 2. Juni 2022 sowie in seiner 34. Sitzung am 7. Juli 2022 beraten. Zu 
dem Gesetzentwurf in Verbindung mit der Nummer 4 des Änderungs-
antrags der Fraktion der FDP* (Vorlage 7/1993) wurde ein mündliches 
sowie ein schriftliches Anhörungsverfahren durchgeführt. Weitergehend 
wurde zu dem Gesetzentwurf in Verknüpfung mit dem Änderungsantrag 
der Fraktionen DIE LINKE, der CDU, der SPD und BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN in Vorlage 7/3500 ein ergänzendes schriftliches Anhörungs-
verfahren durchgeführt.

Der Gesetzentwurf war Gegenstand einer Online-Diskussion gemäß 
§ 96 Abs. 2 GO.

Beschlussempfehlung:

I. Der Gesetzentwurf wird mit folgender Änderung angenommen: 

Artikel 1 erhält folgende Fassung: 

"Artikel 1

Das Polizeiaufgabengesetz vom 4. Juni 1992 (GVBl. S. 199), zu-
letzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 6. Juni 2018 (GVBl. 
S. 229), wird wie folgt geändert:
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1.  § 33 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift erhält folgende Fassung:

'Datenerhebung bei öffentlichen Veranstaltungen und Ansamm-
lungen, an besonderen Orten sowie durch anlassbezogene au-
tomatisierte Kraftfahrzeugkennzeichenerkennung'

b) Absatz 6 wird gestrichen.

c) Der bisherige Absatz 7 wird Absatz 6.

2.  Nach § 33 wird folgender neue § 33 a eingefügt:

'§ 33 a 
Offener Einsatz technischer Mittel zur  

Bild- und Tonaufnahme und -aufzeichnung

(1) Bei Maßnahmen der Gefahrenabwehr, Maßnahmen zur Ver-
folgung von Straftaten oder Ordnungswidrigkeiten sowie bei Per-
sonen- und Fahrzeugkontrollen an öffentlich zugänglichen Orten 
kann die Polizei offen personenbezogene Daten durch Bild- und 
Tonaufzeichnungen mittels körpernah getragener Aufnahmegerä-
te als dauerhafte Aufzeichnung erheben, wenn Tatsachen die An-
nahme rechtfertigen, dass dies zum Schutz von Polizeibeamten 
oder Dritten gegen eine Gefahr für Leib oder Leben erforderlich 
ist. Die Erhebung nach Satz 1 darf auch mittels fest installierten 
Aufnahmegeräten in polizeilich genutzten Fahrzeugen stattfinden.

(2) Eine dauerhafte Aufzeichnung nach Absatz 1 Satz 1 durch mit 
körpernah getragenen Aufnahmegeräten ausgestattete Polizeibe-
amte soll erfolgen, wenn durch diese unmittelbarer Zwang gegen 
eine Person angedroht oder angewandt wird und dabei die Um-
stände eine Bild- und Tonaufzeichnung zulassen. Sie soll ebenso 
durch mit körpernah getragenen Aufnahmegeräten ausgestatte-
te Polizeibeamte erfolgen, wenn diese sich im unmittelbaren Be-
reich einer polizeilichen Maßnahme befinden, bei der der unmit-
telbare Zwang ausübende oder androhende Polizeibeamte selbst 
kein körpernah getragenes Aufnahmegerät führt oder verhindert 
ist, eine dauerhafte Aufzeichnung auszulösen, sofern dabei die 
Umstände eine Bild- und Tonaufzeichnung zulassen. Wird ab dem 
31. Dezember 2024 durch mit körpernah getragenen Aufnahme-
geräten ausgestattete Polizeibeamte die Dienstpistole aus der da-
für vorgesehenen Tragevorrichtung entnommen, um deren Ge-
brauch anzudrohen oder diese gegen eine Person anzuwenden, 
soll eine technisch automatisierte Auslösung der dauerhaften Auf-
zeichnung erfolgen. Die dauerhafte Aufzeichnung soll außerdem 
erfolgen, wenn es von einer Person, die von einer polizeilichen 
Maßnahme betroffen ist, ausdrücklich verlangt wird. 

(3) Die in Absatz 1 genannten technischen Mittel dürfen in ihrem 
Zwischenspeicher Bild- und Tonaufnahmen flüchtig für maximal 
30 Sekunden speichern. Die flüchtigen Daten im Zwischenspei-
cher sind automatisiert nach 30 Sekunden unwiderruflich und voll-
ständig zu löschen, außer es erfolgt eine dauerhafte Aufzeichnung 
nach Absatz 1 oder Absatz 2. In einem solchen Fall der dauerhaf-
ten Aufzeichnung dürfen auch die im Zwischenspeicher erfassten 
Daten bis zu einer Dauer von 30 Sekunden vor dem Beginn der 
Bild- und Tonaufzeichnung dauerhaft gespeichert werden. Die Er-
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hebung nach Absatz 1, Absatz 2 sowie Absatz 3 Satz 1 darf auch 
erfolgen, wenn Dritte unvermeidbar betroffen sind. Die Beendi-
gung der Aufzeichnung erfolgt unmittelbar mit Abschluss der Maß-
nahme, in deren Rahmen die Aufnahme entstanden ist. 

(4) Das offene Tragen der Aufnahmegeräte ist durch geeigne-
te Maßnahmen erkennbar zu machen. Die dauerhafte Aufnah-
me ist der betroffenen Person vorab anzukündigen. Das Auslö-
sen der Aufnahme ist ihr unverzüglich mitzuteilen. Bei Gefahr im 
Verzug können die Ankündigung und Mitteilung unterbleiben. Die 
Mitteilung ist in diesem Fall unverzüglich nachzuholen. Eine Akti-
vierung der dauerhaften Aufzeichnung muss geräteseitig optisch 
oder akustisch erkennbar sein. Wenn es die Einsatzsituation zu-
lässt, muss der Betroffene spätestens mit Abschluss der Maß-
nahme über den Anspruch und die Möglichkeit der Einsichtnah-
me hingewiesen werden.

(5) In Wohn- und Nebenräumen sowie in dazugehörigem befrie-
detem privatem Besitztum sind Aufzeichnungen nach Absatz 1 
und Absatz 2 nicht zulässig. Ebenso sind Aufzeichnungen in sol-
chen Arbeits-, Betriebs- und Geschäftsräumen, die der Ausübung 
der Tätigkeit von Berufsgeheimnisträgern und Berufshelfern nach 
den §§ 53, 53a StPO dienen, nicht zulässig. Aufzeichnungen mit-
tels offen körpernah getragener Bild- und Tonaufzeichnungsgerä-
te sind in allen übrigen Arbeits-, Betriebs- und Geschäftsräumen 
abweichend zu Satz 2 nur dann zulässig, wenn die Voraussetzun-
gen von § 25 Abs. 4 gegeben sind und Tatsachen die Annahme 
rechtfertigen, dass dies zur Abwehr einer gegenwärtigen erhebli-
chen Gefahr für Leib oder Leben der eingesetzten Polizeibeam-
ten oder eines Dritten erforderlich ist. Dies gilt auch außerhalb 
der Arbeits-, Geschäfts- oder Aufenthaltszeiten. Die Aufzeich-
nung soll außerdem erfolgen, wenn es von einer Person, die von 
einer polizeilichen Maßnahme betroffen ist, ausdrücklich verlangt 
wird. Absatz 2 Satz 3 gilt entsprechend. Der Einsatz von körper-
nah getragenen Aufzeichnungsgeräten in Arbeits-, Betriebs- und 
Geschäftsräumen nach Satz 3 soll gegenüber den Betroffenen 
in geeigneter Weise dokumentiert werden, Absatz 4 gilt entspre-
chend. Eine Verwertung der nach Satz 3 erlangten Erkenntnis-
se ist zum Zweck der Gefahrenabwehr nur zulässig, wenn zuvor 
die Rechtmäßigkeit der Maßnahme richterlich festgestellt wurde. 
Flüchtige Speicherungen im Bereitschaftsbetrieb nach Absatz 3 
Satz 1 in Arbeits-, Betriebs- und Geschäftsräumen sind nach Mög-
lichkeit zu vermeiden. Die Verwertung von dauerhaft gespeicher-
ten flüchtigen Aufzeichnungen nach Absatz 3 Satz 3 in Arbeits-, 
Betriebs- und Geschäftsräumen ist nicht zulässig, sie sind unver-
züglich zu löschen.

(6) Die Aufzeichnung personenbezogener Daten, die dem Kernbe-
reich privater Lebensgestaltung zuzurechnen sind, ist unzulässig. 
Ergeben sich tatsächliche Anhaltspunkte dafür, dass Daten nach 
Satz 1 erfasst werden, ist der Aufzeichnungsvorgang unverzüg-
lich zu unterbrechen. Nach einer Unterbrechung darf die Aufzeich-
nung nur fortgesetzt werden, wenn aufgrund geänderter Umstän-
de davon ausgegangen werden kann, dass die Gründe, die zur 
Unterbrechung geführt haben, nicht mehr vorliegen. Aufzeichnun-
gen über solche Äußerungen und Handlungen dürfen nicht wei-
terverarbeitet werden und sind unverzüglich durch die berech-
tigte Person, spätestens jedoch binnen 48 Stunden zu löschen. 
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Die Tatsache ihrer Erlangung und die Löschung der Daten sind 
zu dokumentieren. Absatz 7 Satz 4 bis 6 gilt entsprechend. Be-
stehen Zweifel hinsichtlich einer etwaigen Kernbereichsrelevanz 
erhobener Daten, sind diese unverzüglich dem behördlichen Da-
tenschutzbeauftragten und einer von dem Behördenleiter beauf-
tragten Leitungsperson des höheren Polizeivollzugsdienstes zur 
Durchsicht vorzulegen. 

(7) Die dauerhaften Aufzeichnungen nach Absatz 1 und 2 sind ver-
schlüsselt sowie manipulationssicher anzufertigen und aufzube-
wahren. Die Aufzeichnungen sind 30 Tage nach ihrer Anfertigung 
automatisiert zu löschen. Dies gilt nicht, wenn die Aufzeichnungen
1.  zur Verfolgung von Straftaten, 
2.  für die Überprüfung der Rechtmäßigkeit auf Verlangen der von 

der polizeilichen Maßnahme betroffenen Person, 
3.  zur Durchführung von Maßnahmen der Dienst- und Fachauf-

sicht oder von Disziplinarverfahren durch den Leiter der Poli-
zeibehörde oder einen von ihm besonders beauftragten Poli-
zeibeamten oder eine mittels Rechtsverordnung durch das für 
die Polizei zuständige Ministerium festgelegten Stelle, sofern 
im Einzelfall tatsächliche Anhaltspunkte vorliegen, die auf ein 
vorschriftswidriges Verhalten deuten und es sich dabei nicht 
um eine Bagatellverfehlung handelt,

4.  für die Aufgabenerfüllung des Thüringer Landesbeauftragten 
für den Datenschutz und die Informationsfreiheit gemäß § 6 
Abs. 2 Nr. 6 ThürDSG zur Untersuchung des Gegenstands der 
Beschwerde einer betroffenen Person oder

5.  zur unabhängigen wissenschaftlichen Evaluierung dieser Vor-
schrift gemäß § 78, wobei maximal Daten aus einem Erhe-
bungszeitraum von 6 Monaten verwendet werden dürfen,

benötigt werden. § 40 Abs. 4 Satz 1 und 2 bleibt unberührt. In Aus-
nahmefällen sind frühzeitigere manuelle Löschungen durch be-
rechtigte Personen dann möglich, wenn der Kernbereich priva-
ter Lebensgestaltung betroffen ist (Absatz 6 Satz 4), ein Antrag 
auf Löschung von Betroffenen der polizeilichen Maßnahme ge-
stellt wurde oder Daten erhoben wurden, die offensichtlich nicht 
im Zusammenhang mit polizeilichen Maßnahmen gegen Perso-
nen stehen. Durch technische und organisatorische Maßnahmen 
ist sicherzustellen, dass an der Datenerhebung nach Absatz 1 
und 2 Beteiligte oder von der Aufzeichnung betroffene Polizeibe-
amte die gespeicherten Bild- und Tonaufzeichnungen weder be-
arbeiten noch löschen können. Die Löschung der Bild- und Ton-
aufzeichnungen ist zu dokumentieren. Die Dokumentation darf 
ausschließlich für Zwecke der Datenschutzkontrolle verwendet 
werden; sie ist frühestens nach Abschluss der Datenschutzkont-
rolle und spätestens nach 24 Monaten zu löschen.

(8) Maßnahmen nach dieser Vorschrift sind zu dokumentieren. 
Die Landesregierung unterrichtet den Landtag in jährlichen Ab-
ständen über den offenen Einsatz technischer Mittel zur Bild- und 
Tonaufzeichnung nach Absatz 1 bis 7.

(9) Eine Verknüpfung der Bild- und Tonaufzeichnungsgeräte mit 
Gesichtserkennungssoftware ist ausgeschlossen.'

3.  Der bisherige § 33 a wird § 33 b und wie folgt geändert: 

In Absatz 3 wird die Angabe '§ 32' durch die Angabe '§ 40' ersetzt. 
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4. In § 43 Abs. 2 Satz 1 und 3 wird jeweils die Angabe '§ 33 Abs. 7' 
durch die Angabe '§ 33 Abs. 6' ersetzt.

5. § 78 erhält folgende Fassung: 

'§ 78 
Evaluierung

Die Anwendung und die Auswirkungen des § 33 a werden durch 
unabhängige wissenschaftliche Sachverständige evaluiert, die 
durch das für die Polizei zuständige Ministerium beauftragt wer-
den. Dazu können personenbezogene Daten, die durch körper-
nah getragene Aufnahmegeräte ohne Einwilligung der betroffenen 
Person erhoben wurden, zu wissenschaftlichen Zwecken verar-
beitet werden. Die Daten sind gegen unbefugte Kenntnisnahme 
durch Dritte zu schützen und für eine sonstige Verwendung als 
den Evaluierungszweck zu sperren. Eine erstmalige Evaluation soll 
bis zum 31. März 2024 erfolgen und dem für die Polizei zustän-
digen Ausschuss des Thüringer Landtags bis zum 30. Juni 2024 
vorgelegt werden. Eine Folgeevaluierung soll bis zum 31. März 
2027 stattfinden und dem für die Polizei zuständigen Ausschuss 
des Thüringer Landtags bis zum 30. Juni 2027 vorgelegt werden.'

6. Die Inhaltsübersicht wird den vorstehenden Änderungen ange-
passt."

II.  Die Landtagspräsidentin wird ermächtigt, die sich aus der Annahme 
der vorstehenden Änderungen ergebenden Folgeänderungen bei 
der Ausfertigung der Vorlagen, der Beschlussempfehlung sowie bei 
der Ausfertigung und Verkündung des Gesetzes zu berücksichtigen 
und dabei Unstimmigkeiten des Wortlauts und der Paragraphenfol-
ge zu beseitigen.

Bilay 
Vorsitzender

* Die Parlamentarische Gruppe der FDP ist durch Beschluss des Landtags 
vom 9. September 2021 hinsichtlich ihrer parlamentarischen Rechte- und 
Pflichtenstellung an die Stelle der weggefallenen Fraktion der FDP getreten 
(vergleiche Nummer I des Beschlusses in der Drucksache 7/4042).
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